
Verhütung von Alkoholkriminalität werden von den 
Staatsanwälten in allen Kreisen rege genutzt und haben 
stets aufmerksame Zuschauer gefunden.
Bemerkenswert ist die Zusammenarbeit der Staats
anwaltschaft mit Presse und Rundfunk. Das Studio 
Halle von Radio DDR hat uns seit dem Herbst 1973 nach 
einem Quartalsplan regelmäßige Sendezeiten einge
räumt, in denen Staatsanwälte vor allem über Fragen 
der Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeugung 
sprechen. In mehr als 20 Sendungen haben wir damit 
einen großen Kreis von Hörem angesprochen.
Mit den Redaktionen zweier Bezirkszeitungen wurden 
mittelfristige Publikationspläne aufgestellt, wobei wir 
nicht mehr — wie bisher — nur mit der Redaktion In
nenpolitik, sondern ebenso mit den Redaktionen Wirt
schaft, Leserbriefe und Informationen Zusammenarbei
ten. Eine neue Einrichtung ist die Telefonsprechstunde 
der Staatsanwaltschaft in der Bezirksredaktion der 
„Freiheit“, des Organs der SED-Bezirksleitung Halle. 
Diese Sprechstunde erfreut sich bei den Bürgern großer 
Beliebtheit. So wurden beispielsweise in der letzten 
Sprechstunde an die dort anwesenden drei Staats
anwälte innerhalb von drei Stunden in 102 Anrufen 
Rechtsfragen aus den verschiedensten Gebieten heran
getragen. Einige dieser Fragen, die allgemeiner Natur 
sind, werden außerdem in der „Freiheit“ öffentlich be
antwortet werden.
Öffentlichkeitsarbeit der Staatsanwälte heißt aber auch 
und in erster Linie, in den Betrieben direkt mit den 
Werktätigen sprechen und ihnen die Politik unserer Par
tei überzeugend und anschaulich erläutern. Hierzu haben 
Staatsanwälte der Bezirksdienststelle Materialien wie 
Referate und Rededispositionen zu den wichtigsten 
Fragen ausgearbeitet. Diese Materialien stehen — 
ebenso wie die Anschauungsmittel aus dem Lehrkabi
nett der Bezirksstaatsanwaltschaft — allen Staats

anwälten des Bezirks zur Verfügung und werden stän
dig aktualisiert.
Um ein gleichmäßig gutes Niveau in der Öffentlich
keitsarbeit zu erreichen, werden Staatsanwälte der Be
zirksdienststelle in den Kreisen als Betreuer tätig. 
Nach einer einheitlichen Konzeption nehmen sie auf die 
Qualität und die Wirksamkeit der Öffentlichkeitsarbeit 
der Staatsanwälte in den Kreisen Einfluß. Außerdem 
berichten die Kreisstaatsanwälte dem Bezirksstaats
anwalt halbjährlich über ihre Arbeitsergebnisse auf 
diesem Gebiet. Schließlich erhalten die Presseaktivs in 
den Kreisen vom Presseaktiv des Bezirks wirksame 
Unterstützung.
In den letzten Monaten wurden auch verschiedene 
Mängel in unserer Öffentlichkeitsarbeit überwunden. 
Das betrifft z. B. die teilweise fehlende Planmäßigkeit 
der Öffentlichkeitsarbeit, das ungenügende Auftreten 
von Staatsanwälten in Gerichtsverhandlungen vor er
weiterter Öffentlichkeit, die oftmals noch sporadische 
Zusammenarbeit mit den Redaktionen von Betriebs
zeitungen und mit Betriebsfunkstudios sowie die noch 
nicht befriedigende Erfassung der ideologischen Pro
bleme aus der Öffentlichkeitsarbeit. Vor allem kommt 
es darauf an, jeden Formalismus bei der Rechtserläute
rung zu vermeiden, sondern sie als Teil unserer Welt
anschauungspropaganda zu begreifen und sie deshalb 
lebensnah, überzeugend und anschaulich zu gestalten.

*
Die Bezirksstaatsanwaltschaft sieht es als eine wich
tige Aufgabe an, die Genossen bei ihren Initiativen, die 
Ausdruck ihres Ideenreichtums, ihrer Einsatzbereit
schaft und Aktivität sind, umfassend zu unterstützen. 
Die Ergebnisse werden sorgsam ausgewertet werden, 
wobei zugleich geprüft wird, welche Vorschläge über den 
Bezirk hinaus verwertbar oder als Neuerung zu erfas
sen sind.
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Zur rechtlichen Qualifizierung von Eigentumsdelikten als Diebstahl und Betrug
Das Oberste Gericht hat sich auf seiner 8. Plenartagung 
eingehend mit Fragen der Erhöhung der Wirksamkeit 
der Rechtsprechung bei Straftaten gegen das sozialisti
sche Eigentum befaßt./l/ Ausgehend von der Forderung 
des VIII. Parteitages der SED, Angriffe gegen das 
sozialistische Eigentum konsequent zu ahnden, wurden 
die Gerichte darauf orientiert, in der Rechtsprechung 
die erforderlichen strafrechtlichen Maßnahmen diffe
renziert anzuwenden.
Diese Zielstellung zu verwirklichen setzt voraus, daß 
nicht nur über die Entwicklung der Eigentumskrimi
nalität, ihre Schwerpunkte und Entstehungsbedingun
gen und die Anwendung der Tatbestände, sondern 
auch über das Wesen des sozialistischen Eigentums als 
des ökonomischen Fundaments der gesellschaftlichen 
Entwicklung im Sozialismus Klarheit besteht. Aus der 
richtigen Erkenntnis der Bedeutung des gesellschaft
lichen Eigentums für die weitere Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft ist auch die Gesellschafts
widrigkeit bzw. Gesellschaftsgefährlichkeit der Straf
taten gegen das Eigentum abzuleiten. Die Forderung 
des VIII. Parteitages „alles zu tun für das Wohl des 
Menschen, für das Glück des Volkes, für die Interessen

/l/ VgL dazu den Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 3. Oktober 1973 (NJ-Beilage 6/73 zu Heft 22); J. Schlegel, 
„Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung bei Straf
taten gegen das sozialistische Eigentum“, NJ 1973 S. 655 ff.; 
Bericht über die 8. Plenartagung des Obersten Gerichts, NJ 
1973 S. 657 ff.

der Arbeiterklasse und aller Werktätigen“/2/ ist auch 
bestimmend für den konsequenten Schutz des Eigen
tums vor kriminellen Anschlägen.
Eine wesentliche Aufgabe der Gerichte bei der Be
kämpfung der Eigentumsstraftaten besteht darin, den 
Sachverhalt der jeweiligen Straftat zweifelsfrei fest
zustellen und ihn exakt unter den verletzten Tatbe
stand des Besonderen Teils des StGB zu subsumieren, 
um auf dieser Grundlage zu einer gerechten Entschei
dung über die Strafart und das Strafmaß zu kommen. 
/3/ Im folgenden sollen deshalb die einzelnen Tatbe
standsmerkmale des Diebstahls und des Betruges so
wie sich daraus ergebende Probleme der richtigen Sub
sumtion näher erläutert werden, die in der Praxis ver
schiedentlich Schwierigkeiten bereiten.

Zum Tatbestand des Diebstahls

Der Tatbestand des Diebstahls (§ 158 bzw. § 177 StGB) 
erfaßt im wesentlichen sowohl den Diebstahl im enge
ren Sinne (die Wegnahme) als auch andere Formen 
rechtswidriger Zueignung von Gegenständen sozialisti
schen bzw. persönlichen oder privaten Eigentums, die 
nach dem alten StGB vorwiegend als Unterschlagung

12/ Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den 
VTH. Parteitag der SED, Berlin 1971, S. 5.
/3/ Vgl. H. Toeplitz, „Zur Strafpolitik bei Straftaten gegen 
das Eigentum“, NJ 1972 S. 743 ff. (745).
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